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—— ſind zu richten: 
An den Führungsitab GBW 
3. Hd. von Herrn Minifterialdireftor Garnow 
3 ober Vertreter im Amt 





Seheime Reichsfarhe 


a) Herrn Staatssekretär Reinhardt, 
Reichsfinanzministerium, 


bì) Herrn Staatssekretär Dr. Lanàfried, 
Reichswirtschaftsministerium 


e) den Chef des Wehrwirtschaftsstabes 
Herrn Generalmajor 1 homas 


a) Herrn Staatssekretär Dr. Neumann, 
Preussisches Staatsministerium 


e) Herrn Reichsbankdirektor Puhl, 
Reichsbankdirektorium 


f) den Herrn Generalbevollmichtigten fiir die 
Reichsverwaltung im Reichsministerium des Innern, 
z.Hä. von Herrn Staatssekretär Dr. Stuc kar t, 

oder Vertreter im Amt 


g) Herrn Ministerialdirigent Dr. Michel, 
Reichswirtschaftsministerium 


Berlin 


h) Herrn Ministerialrat 5 u 5 8 0 o r f 
i m Hause 


In der Anlage übersende ich ergebenst eine Nieder- 
schrift über die Besprechung am 30. Mai 1939 über Kriegs- 
finanzierung. Sobald mir die neuen Vorschläge des Herrn 
Reichsfinanzministers übermittelt worden sind, darf ich 
mir vofbehalten, auf die Sache zuriickzukommen. 


In Vertretung 
gez. Dr. POS 8 Ge 
Beglaubigts 
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Jústizgekretir. 
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Die Besprechung über Fragen der Kriegsfinanzierung fand am 
30. Mai 1939 vormittags 11 Uhr unter dem —— von Herrn Staat 
a | sekretär Dr. Landfried statt. | 


Anwesenheitsliste liegt bei, | : 
Herr Staatssekretär Dr. Landfried eröffnete die Sitzung und 
| gab bekannt, dass Herr Staatssekretär Dr. Posse erkrankt 
sei. Er beauftragte darauf Ministerialrat Dr. Holt Z, die 
24 Stellungnahme des GBW zu den Fragen der Kriegsfinanzierung vor- 
zutragen. Es gelangte darauf der Inhalt des "Vermerks zur Frage _ 
der inneren Kriegsfinanzierung" vom 9. Mai d.J. (Anlage zu | 
GBW 8/2179/39 g.Rs.) zum Vortrag, in dem auch die mir vom 
Reichsfinanzminister genannten Zahlen erörtert wurden. Es wurde 
| darauf hingewiesen, dass es dem GBW in erster Linie darauf an- 26 
| käme, den Gedanken einer Finanzierung der Kriegsausgaben äurch — 
Vorgriffe auf künftige, nach dem Krieg zu erwartende Einnahmen U 
des Reiches in die Kriegsfinanzgesetzgebung einzuführen, dass _ 
i aber die vorgetragenen und in dem den beteiligten Herm über- 
! sandten Vermerk niiher dargelegten Einzelheiten nur als Dis- * 
kussionsgrundlage dienen sohlten. Bei der Anregung, ein beson- ' 
' | derós Kreditpapier fiir Kriegsfinanzierungszwecke herauszugeben, | 
| sei von dem Grundgedanken des Neuen Finanzplans ausgegangen word 
den. Die Anregungen lehnten sich an dile Steuergutscheine des " 
Neuen Finanzplans an, für die jedoch mit Rúcksicht auf die Krieg 
bediirfnisse eine liingere Laufzeit und andere Ausstattung vorge- 
sehen werden müsse. Dieses Kreditpapier sei vorläufig als 
"Kriegsablisungsschuld" bezeichnet worden. 
Herr Staatssekretär Dr. Landfried wies vorab auf einen bes, 
sonderen Punkt hin, der auf Seite 14 des Vermerks iiber Kriegs- A 
finanzierung behandelt worden ist, Er vertrat die Auffassung, 


. dass von Lohnherabsetzungen und Einkommenskiirzungen im Kriegs- 
fall nicht abgesehen werden dürfe, Es müsse von dem 
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Grundsatz 


ausgegangen werden, dass der Daheimbleibende in der Hegel nicht 
mehr verdienen solle als der Soldát im Felde, Eine entsprechen- 
de Regulierung aller Einkommen und Herabsetzung aller Preise 
stehe nach seiner Auffassung deshalb in erster Linie, 





— 3 


—— 
Herr Staatssekretár Re inh ard t führte aus, dass 
er in den letzten lagen von dem tibersandten Vermerk Kenntnis E 
genommen und einen zunáchst unverbindlichen Kriegsfinanzierungae - 
plan ausgearbeitet habe. Dieser sei noch nicht endgültig. or werde 
einen genaueren Plan ausarbeiten lassen und voraussichtlich in 5 
etwa 10 Tagen übersenden. Die bisherigen Referentenentwürfe des | 
Reichsfinanzministeriums über Kriegssteuern würden damit vor- 
sussichtlich überholt werden. Nach seinen vorläufigen Schatzun- 
gen wiirden sich die Reichseinnahmen im Kriege auf etwa 22 2 
Ma. stellen. Sie wirden sich durch Verwaltungseinnahmen des 
Reiches und zu erhebende vehrbeiträge der Gemeinden (1,5 Md e); 
der Reichsanstalt und der Rentenversicherungen, sowie durch 
1,9 Md. Reichskreditkassenscheine und 0,8 Má. Rentenbankscheine 
auf rá. 31 Md. erhühen lassen. Darüber hinaus müssten die Kriegs- 
ausgaben in erster Linie durch Steuern finanziert werden. 48 | 
würde ein “enrbeitras der natürlichen Personen in Höhe von 25 % 
des Einkommens, und zwar neben sämtlichen Friedenssteuern, zu 
erheben sein, ebenso ein Wehrbeitrag von sämtlichen Kapitalge- 
sellschaften in Höhe von 25 % der Gewinne, Bei den natürlichen 
Personen wäre dann mit sinem Aufkommen von etwa 15 Md.» bei 
den Kapitalgesellschaften von etwa 1,7 Md. zu rechnen. wenn man 
von einer Reichsausgabe im Kriege von 55 Md. ausginge, blieben 
nur noch etwa 9 Md. ungedeckt. Diese sollten dann im liege von 
steuergutscheinen finanziert werden. Dazu miissten die Steuergut- 
scheine anders ausgestattet werden wie im "Neuen Finanzplan": 
sie müssten insbesondere eine längere Laufzeit haben und lombard- 
fähig sein. Die Bezeichnung Steuergutschein sollte bestehen blei- 
ben. Die winzelheiten waren noch auszuarbeiten. In dieser Berech- 
nung seien noch Reserven zur Deckung etwaiger Einnahmeausfälle 
enthalten; die Auflegung von Kriegsanleihen sei nicht vorgesehen. 
Herr Staatssekretär Neumann stellte zunächst zur 
spyörterung, ob die produktion den Anforderungen der Wehrmacht 
im Kriegsfall in dem angenommenen Umfange werde folgen können, 
insbesondere dann, wenn die Anforderungen der ¡enrmacht sich, 
wie vorgetragen worden sei, auf rd» 14 Md. für die ersten drei 
Kriegsmonate erhóhten. ‘enn man die Produktionsfühigkeit des 
gegenwärtigen Reichsgebietes zugrunde legte, 50 habe er Zweifel 
an der Möglichkeit einer derartigen Produktionssteigerung. 
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Allerdings ei auch er der Auffassung, dass die mógliche Pro- 
duktion für den Kriegsbedarf der Wehrmacht auch werde finan- 
ziert werden müssen. "อ อ die Finanzierung angehe, 0 sei er der 
Auffassung, dass im Falle eines kruzen Krieges eine bis aufs 
'ÜüRusserste angespannte Besteuerung am Platze sei. Wenn man 
mit einer liingeren Kriegsdauer rechnen miisse, so sel allerdings 
zu erwägen, ob dann das Schwergewicht der Finanzierung nicht 
stärker auf die Kreditseite gelegt werden müsse, selbstverständ- 
lich ohne auf eine zulässige scharfe Steueranspannung zu ver- 
zichten. Herr Generalmajor Thomas und Herr Ministerial- 
direktor Tischbein führten aus, dass die Frage der 
Bemessung des Kriegsbedarfes und der Produktionsfühigkeit der 
Wirtschaft zur Zeit einer besonderen Prüfung unterlage. Die An- 
forderungen der Wehrmacht seien in den ersten drei Kriegsmonaten 
voraussichtlich höher als im weiteren Verlauf des. Krieges. Nas 
die erürterte Herabsetzung der Lühne angehe, so sei die Auffassung 
dass der Mann in der Heimat nicht mehr verdienen solle als der 
im Felde, vom soldatischen Standpunkt aus besonders zu begrüssen. 
Nach den besonders in letzter Zeit gemachten praktischen Erfah- 
rungen aber sei es doch nicht unzweifelhaft, ob man tatsächlich 
von dem Prinzip des Leistungslohnes werde abgehen können, In der 
wetteren Erörterung führte Herr Reichsbankdirektor Kret zsch- 
mann aus, dass vom Standpunkt der Reichsbank aus das Schwer- 
gewicht der Kriegsfinanzierung auf Herabsetzung von Einkommen 
und Preisen und Heraufsetzung von Steuern gelegt werden müsse. 
Es wurde sodann noch die Frage erörtert, ob eine genauere 
Berechnung der Kriegsausgaben möglich sein würde, wenn man von 
bestimmten, angenommenen Kriegslagen ausgehen könne. 

Herr Staatssekretär Dr. Landfried schloss die Sitzung und 
bemerkte, dass die weiteren Binzelheiten zweckmässig erst dann 
erörtert werden könnten, wenn der neue Entwurf eines Kriegssteuer- 
gesetzes vom Reichsfinangministerium vorlage. 
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Anl 


Dr. Landfried 
Dr. Holtz 
Reinhardt 
Dr. Neumann 
Dr. Kadgien 
Kretzschmann 
Tischbein 

Dre Danckwerts 
Jacobi 
Sussdorf 

pre Michel 


Thomas 


e zu GBW 8 2669/3 „Rs. 


Geheime Reich 
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Anwesenheitsliste 


bei der Sitzung vom 50. Mai 1939 
über Kriegsfinanzierung. 


Staatssekretär RWiMin. 
Ministerialrat GBW- 
Staatssekretär RFiMin. 
Staatssekretär Vierjahresplan 
Regierungsrat m 

: Reichsbankdirektor Reichsbank 
Ministerialdirektor OKW 
Ministerialdirigent RMdI 
Oberregierungsrat RMdI 
Ministerialrat GBW 
Ministerialdirigent RWiMin. 
Generalmajor OKW 
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Die zabe der Krie gwirtschaft besteht in 
erster Linie darin, die Produktion zwischen dem zivilen 
und dem militárischen Sektor richtig zu verteilen, 

Alles, was die Tehrmacht braucht und was aus der Wirt- 
schaft herausgeholt wercen kann, muß der Vehrmacht zur Ver- 
fügung gestellt werden. Die Zivilbevélkerung kann im Krie- 
ge aus der laufenden Erzeugung nur das Existenzminimum 
erhalten, d.h, nur soviel, wie zur Aufrechterhaltung der 
physischen Kraft und des Willens zum Durchhalten unbedingt 
erforderlich ist. 

Die Kriegsfinanzwirtschaft muß demgemäß vor allem da- 
für sorgen, da8 der Staat über die Mittel zum Ankauf der 
über das Existenzminimum der Zivilbevólkerung hinaus- 
gehenden Erzeugung zugunsten der "ehrmacht und der übri- 


“gen úffentrichen Bedarfsträger verfügt, Daneben muß sie 


der Zivilbevölkerung die Kaufkraft zur Deckung ihres Min- 
destbedarfs belassen. Die letztere Aufgabe ist nicht min- 
der wichtig als die erstgenannte, weil bei ihrer Vernach- 
lässigung in einem länger dauernden Kriege schwere Stö- 
rungen der Kriegsführung unvermeidbar sind. 

Die Höhe der Mittel, die die Kriegsfinanzwirtschaft 
bereitzustellen hat, wird durch den Umfang der volks- 
wirtschaftlichen Gesamtproduktion im Kriege bestimmt. Für 
ihre Verteilung ist einerseits der Bedarf des Staates und 
andererseits der Mindestbedarf der vom Staat nicht ver- 
sorgten Zivilbevölkerung zuzüglich etwaiger privater Neu- 
investitionen maßgebend. 

Der Umfang der Gesamterzeugung und der Mindestbedarf. 
der Zivilbevólkerung im Kriege: hängen von dem Gebiet und 
von der Volkszahl ab, über die Deutschland dann verfügt, 
also von heute noch nicht sicher zu übersehenden Größen. 
Für die Lösung der Kriegsfinangierungsaufgabe ist ihre 
Kenntnis aber auch nicht notwendig, da deren Umfang und 
Jnhalt durch die großdeutschen Verhältnisse entscheidend 
bestimmt wird. 
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Was zunächst den Umfang der Gesanterzeugung anbe- 
trifft, so ist sicher, daß die Virtschaftskraft ĉes Pro- 
tektorats und etwa noch weiter zu erwerbender Gebiete 
selbstverstündlich für die Zwecke der Kriegsführung Voll- 
ständig ausgeschöpft werden muß. Bs ist aber ebenso | 
klar, daß diese Gebiete für die Leistungen, die sie uns 
im Kriege zur Verfügung zu stellen haben, "irgendeine Ge- 
genleistung aus der großdeutschen Volkswirtschaft nicht 
erhalten können, weil deren Kraft für den Krieg und die 
Versorgung der heimischen Zivilbevölkerung voll einge- 
spannt werden muß. Es ist deshalb überflüssig, dem Soll 
der innerdeutschen Kriegsfinanzierung noch einen Betrag 
fiir solche Gegenleistungen hinzuzufúgen. Die Frage, 
welche Arbeitskrifte, Rohstoffe und andere Giiter in dem 
Protektorat und den noch zu erwerbenden Gebieten fúr uns 
nutzbar gemacht werden kónnen und wie diese Giiter aufge- 
bracht und gegebenenfalls von uns zu bezahlen sein wer- 
den, kann daher aus dieser Untersuchung ausscheiden. 
Soweit man den "besetzten" Gebieten aus politischen 
Gründen Leistungen ohne Aussicht auf Entgelt nicht soll- 
te zumuten kónnen, wird man mit Schuldverschreibungen des 
Reichs bezahlen können, über deren Regelung nach Kriegs- 
schluß Rat geschaffen werden muß. Eine Deckung für diese 
Reichsschuld innerhalb des Steuer- und Kreditvolumens der 
groBdeutschen 711585 018125 ist jedenfalls während der Kriegs- 9 
zeit nicht notwendig. 

Daß die Deckung des Mindestbedarfs der Zivilbevölke- 
rung in den im Kriege zu pnserem Herrschaftsgebiet hinzu- 
kommenden Ländern eine interne Aufgabe dieser Gebiete 
bleibt, ist selbstverständlich. Für die Kriegsfinan- 
zierung kommt also ebenfalls nur der Mincestbedarf der 
Zivilbevölkerung in Großdeutschland in Betracht. 

Wo die unterste Grenze für den Mindestbedarf der 
Zivilbevölkerung im Kriege liegt, lasgen gewisse Erfah- 

S3 rungen vermuten. Selbst wenn nan die Opferwilligkeit des 
— Volkes unter der straffen nationalsozialisti- 
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der Brüning'schen Elenäszeit im Jahre 1932 hat aufer- 


legen müssen. Die damaligen Zustände sind noch in aller 


' E-innerung. Der Verbrauch, d.h. der Aufwand der Bevölke- 


rung für Ernährung, Bekleidung, Wohnung und Dienst- 


leistungen betrug bei 64,9 Mill. Menschen im Jahre 1952, 


um 


ausgedrückt in Preisen des Jahres 1958, ca. 53 Nia ED 
Bei gleicher Lebenshaltung müssen für die 79,8 Mill. 
Menschen Großdeutschlands rd. 64,4 Mia als Verbrauchs- 
ausgaben eingesetzt werden. Für eine kurze, kritische 
Zeit kann man selbstverständlich an dieser Zahl noch 
Abstriche machen, Wenn man dagegen mit einem längeren 
Kriege rechnet, wird man wesentliche Beträge kaum kürzen 
können. | 

Bei Berechnung des Umfangs der Gesamtproduktion 
Großdeutschlands im Kriege ist - wenn man von den schwie- 
rigen Rohstoff- und Kapazitätsfragen zunächst einmal ab- 
sieht - davon auszugehen, da8 sich zwei für die Höhe der 
Produktion besonders wichtige Faktoren, nämlich die Zahl 
der Erwerbstätigen und "die Leistungsergiebigkeit pro 
Kopf", rückläufig entwickeln werden. Was zun&chst die 
Zahl der Erwerbstätigen anbetrifft, so werden im Altreich 
im Durchschnitt des Jahres 1939 ohne Kranke voraussicht- 
lich 31,1 Mill. Erwerbstätige arbeiten, in der Ostmark 
2,7 Mill. und im Sudetengebiet 1,1 Mill., in GroBdeutsch- 
land zusammen also 35,4 Mill.; diese Zahl gliedert sich 
in 22,6 Mill. erwerbstátige Männer und 12,8 Mill. er- 
werbstätige Frauen. Die Volkszühlung wird in einigen Mor 
naten noch genauere Zahlen liefern. Jm Kriegsfall wird 
die Vehrmacht rd. 7 Mill. Manner und 0,25 Mill. Frauen 
brauchen. Es müssen also zu den rd. 2 Mill. heute bereits 
bei den verschiedenen Formationen dienenden Mánnern 
aus der Zahl der 22,6 Mill. erwerbstátigen Nanner etwa 5 
Mill, und von den 12,8 Mill. erwerbstátigen Frauen 0,25 
Mill. eingezogen werden. Zur teilweisen Deckung dieses 
Ausfalls sollen der Wirtschaft hach dem Syrup'schen 
Plan etwa 3,5 Mill. Frauen, die heute noch nicht im Erwerbs- . 
leben stehen, zusätzlich zur Verfügung gestellt werden. 
schätzt man die Arbeitskraft der Frauen durchschnittlich | 
halb so hoch ein wie die der Mánner, was in Anbetracht 
der großen Zahl der nach diesem Plan im Kriege einzu- 
setzenden, völlig ungeübten, weiblichen Arbeitskräfte 
wahrscheinlich noch zu günstig ist, so ergibt sich nach 

A— Anlage... 
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Anlage 1 rechnungsmäßig eine Einbuße von 11,4 f an Ar- 
beitskrüften, 
Die Leistuncsergiebickeit je Kopf, die — rd. 

30 % höher ist als im Jahre 1932 und 15 % höher als im 
Jahre 1929, wird im Kriege durch Umstellungen in den Be- 
trieben, durch „angelnde Belieferung mit Hilfsmaterial, 
durch steigenden Rohstoffmansel, Verkehrsschwierigkeiten, 
Rückgang der Ernährung Requisitionen, Feindeinwirkungen 
usw. nachteilig beeinflusst werden. Rechnet man opti- 
mistisch bei den im Kriege für die Erzeugerwirtschaft 
noch verfügbaren Arbeitskräften nur mit einem Rückgang 
der Leistungsergisbirkeit auf den Stand des Jahres 1929, 
so würde das Produktionsvolumen in Großdeutschland von 
dem für 1939 geschützten Gesamt-betrage von 103 Mia RM 

auf 77 Mia Ri sinken. Da man davon ausgehen kann, daß der 
` deutsche Arbeiter im Kriege das Alleräußerste aus sich 
herausholen wird und daß nach ku. zer Zeit die Arbeits- 
kraft einer größeren Zahl Kriegsgefangenen eingesetzt 
werden kann, soll im folgenden von einer Produktion von 


80 Mia statt der = bei optimietisca2 Betrachtung = er- 


rechneten 77 Mia ausgegangen, also nur mit einen durch- 
schnittlichen Rückgang der Produktion von ca. 21 % im 
Kriege gerechnet werden. Wie grofs'gig diese Schät tzung 
ist, ergibt sich schon darzus, dan.die Stelle für Er- 
nàáhrungssicherung im Reichsnihrstand mit einen Riickgang 
der landwirtschaftlichen Produktion bis zu 30 % schon im 
ersten Kriegswirtschaftsjahr rechnet, obgleich gerade zur 
Aufrechterhaltung der landwirtschaftlichen Produktion 

die äußersten Anstrengungen gemacht werden. 

Vor Beantwortung der Frage, wie die verringerte Pro- 
duktion von 80 Mia RM in Xriege auf die öffentliche Hand 
bezw. auf den privaten Sektor aufgetsilt worden kann, ist 
zunüchst klar zu stellen, wie sich die > derzeitige Produk- 
tion im Frieden auf .den öffentlichen und den privaten 
Sektor verteilt. Ein Vergleich zwischen der Summe der 
Gesamtproduktion und den in den ¿tats des Reichs- der Làn- 
der vnd Gemeinden ausgewiesenen Einnahmen ist nicht mög- 
lich, denn die öffentlichen Etats werden durch zahlreiche 
Buchungsposten aufgebläht, cic finanztechnisch äußerst 
wichtig. für die Verteilung der Produktion zwischen dem 
zivilen und dem öffentlichen Sektor aber ohne Belang sind; 
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1 et. | | 
zu diesem Buchungsposten gehören die von den Beamten aus 
ihrem Gehalt gezahlten Steuern, die Schuldentilgungen, ท 


Jo 


soweit ihnen ท อ น 6 Schuldaufnahmen gegeniiberstehen usw. 
Die Nettobelastung der Erzeugerwirtschaft durch öffent- 
liche Abraben und Zwangsbeitriige aller Art sowie durch 
öffentliche Anleihen kann nur geschätzt werden. Nach den 
Schätzungen der unter Leitung von Dr, Grünig stehenden 
Abteilung für zentrale "irtschaftsbeobachtung bei der 
Reichswirtschaftskammer, deren Berechnungen auch im übri- 
人 gen im wesentlichen zu Grunde gelegt sind, hat die Er- 
zeugerwirtschaft des Altreichs im Jahre 1958 von ihrer Ge- 
samtproduktion im Verte von etwa 90,5 Mia RM dem öffent- 
lichen Sektor rà. 55 Mia RM abgegeben, nàmlich rd. 15,5 
Mia RII für den persönlichen Bedarf der von der öffent- 
lichen Hand alimentierten Personen, 7.5 Mia RM für den 
laufenden Sachbedarf einschiiesslich der Ersatzanlagen des 
Staates und rd. 12 Mia RM für Neuinvestitionen des Staa- 
tes einschliesslich der öffentlichen Lagerbildung 
(vgl. Anlage 2). Die Belastung der Erzeugerwirtschaft 
des Altreichs durch die öffentliche Hand betrug also im 
Jahre 1938 bei einer Gesantproduktion von 90,5 Nia 38 %, 
von denen etwa 4/5 auf Steuerbelastung und 1/5 auf Anlei- 
hen entfallen werden. Die Erzeugerwirtschaft der Ostmark 
und des Sudetenlandes wird im Jahre 1938 zu Gunsten der 
öffentlichen Hand mit etwa 25 % belastet gewesen sein, 
einer Quote, die ungefähr den Altreichverhältnissen des 
Jahres 1929 entspricht. 

Jm Jahre 1939 wird die Beanspruchung der Erzeugerwirt- 
schaft f für den öffentlichen Bedarf voraussichtlich noch 
höher sein, Nach den Berechnungen des Reichswirtschafts- 
ministeriums wird durch die heute schon zu übersehende, 

= zusätzliche Beanspruchung voraussichtlich nicht nur der 
Leistungszuwachs der Tirtschaft des Altreichs gegenüber 
1938 in Höhe von etwa 3,5 Mia RM voll aufgezehrt werden, 
sondern ew werden darüber hi inaug Yehranforderungen in 
einer Größenordnung von 10-20 Mia RM gestellt, über 
deren volkswirtschaftliche Aufbringung noch keine volle 
Klarheit 
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Klarheit besteht. 

Geht man bei der Verteilung der Produktion im Kriegs- 
fall von der Annahme aus, daß i- Kriege der gesamte Pro- 
duktionsrückgang von 25 lia Bem zivilen Sektor durch 
Kürzung seines Anteils an der Zrzeug' ns zur Last gelegt 
werden wird, da^ also die Erzeugerwirtschaft im Kriegs- 
` fall der öffentlichen Hand insgesant die gleichen Leistun- 
gen zur Verfügung zu stellen hat, wie im Jahre 1938, viel- 
leicht für Ostmark und Sudetenland noch 0,5 Mia mehr, 
insgesant also rd. 37,5 Mia RI, so bleiben für die Be- 
dürfnisse der nicht vom Tiskus versorgten Personen im 
Kriegsfall nur 80 - 37,5 = 42,5 Mia R übrig, gegenüber 
66 Nia RM bei der derzeitigen Gesamtproduktion von 5 
Mia RH, Die Verminderung beläuft sich also auf ca. 35% و‎ 
die in Anlage 2 errechnete Verbrauchsverminderung auf. 
52 %. Wenn nan den Verbrauch der vom Fiskus alimentier- 
ten Personen zu Gunsten der Kriegsausgaben ebenfalls um 
ca. 35 %, nämlich von 15,5 Mia RM auf rd. 10 Via Ril 
kürzt, so würden sich die gesamten Ausgahen der Bevölke- 
rung im Kriege auf 42,5 plus 10 = 52.5 lia RI gegenüber 
81,5 Hia RM im Trieden belaufen, also das oben (III) 
errechnete Verbrauchsminimum Cer Brüningschen Zeit von 
64,4 Mia erheblich, nämlich um 18,5 %, unterschreiten. Um 
diesen Prozt::tsatz wären also die aui den Kopf der Bevöl-. 
kerung bereohneton Verbrauchsquoten geringer als die des 
Jahres 1932, Für private Neuinvestitionen, fúr die 1938 
ca. 3,8 Mia RM aufgewendet worcen Sinc, bliebe selbst- ' 
verständlich nichts übrig, auch Aufwendungen für die Er- 
haltung des Produktionsapparates h&tten keinen Raum mehr. 

Jm großen gesehen, dürfte sich die Aufgabe der Finanz- 
politik im Xricse hiernach darauf beschränken, zur Dek- 
kung des laufenden Bedarfs des Fiskus diesem von der ver- 
mindertenProduktion äußerstonfalls den, gleichen Betrag zu 
sichern, den er im Frieden von der Wesentlich höheren 
Produktion erhält. Hierbei müssen bereits die am Ende 
von VI, genannten schwerwiegenden Folgen in Kauf genommen 
werden. Zur Aufbringung der erforderlichen Beträge müssen 
die Steucrriickgiinge, die wegen des mit der Produktion sin- 
 kenden Volkscinkommens eintreten werden, so ausgeglichen 
werden, daß die öffentliche Hand den gleichen Nominalbo- 
trag aus Steuern und Anleihen bekommt wie im Frieden, 
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vielleicht noch mit einem Zuschlag von 0,5 Mia für die 


Ostmark und das Sudetenland. Jst dio Auflcguns von An- 
leihen wegen uangelnder Kapitalbildung unmöglich, so 
muB der auf der Virtschaft lastendo Steuerdruck im 
Mittel auf 46 % gegenüber 50 % im Jahre 1938 erhöht wer- 
den. 

Außerdem muß aber cinmalis boi Krieg Sboninn eir cin Be- 
stelit wcrdcn. Diese Summe wird poenam * 
letzten im Frieden gebildeten Kavitals nittels Auflegung 
einer von den gro^en Kapitalsanuselbecken (Versicherungen, 
Sparkassen usw.) zu übernehnonden Anleihe beschafft wer- 
den kónnon. 

Bei der “ahl der Methode zur Auffüllung cer Steuer- 
einkommen auf den Friedensstand muß besmders darauf 
Bedacht genommen werden, daß ung instige Rückwirkungen 
auf den Produktionsunfans als solchen verrieden werden, 
Das setzt vor allem voraus, daß das Gewinnstreben als 
Anrciz zu wirtschaftlicher Hóchstloistung nicht zu woit- 
eehena ausgeschaltet wird. 

Technisch am einfachsten werden die Stoucrausfälle 
durch eine neue, kräftige Steuer von Einkormen auszu- 
gleichen sein. Da diese Mafnahne boi allen Zonsiten zu 
cinor sehr fühlbaren Einschränkung und wegen cer wn- 
gleichmäßigen Proüuktions- und Einkommonsentwicklung im 
Kriege bei sehr violon Zensiten zu ernster Notlage füh- 
ren wird, ist zu überlegen, ob die zusätzliche Einkom- 
menssteuer unter dem Titel einer bis zum Kriegsende unver- 
2irglichen und nicht rückzahlbaren Zwangsanlcihe, "Volks- 
opfer zur Reichsverteidigung" eingezogen -erGen kann, auf 
deren Rückzahlung und Verzinsung die Bevölkerung bei 
günstigen Kriogsausgan; hoffen ‘ann. Man wird auf diese 
Weise den mit der rigorosen Steuererhöhung ' verbundenen, 
psychologischen Druck vermindérn und allen Volksgonossen 
augenfüllig klar machen, was der Kriegsausgang für sie 
auch finanziell bedeutet. Die Anleihe könnte frei han- 
dolbar sein, damit Zensiten, pe durch den Produktions- 
rückgang besonders schwer betroffen werden, sich durch 


Verkauf der Stücke helfen können, m 
NAH 








Es ist finanztechnisch sicher möglich, die der öf- 
fentlichen Hand im Kriege zur Verfügung stehende Geld- 
summe über den durch die laufenden Steuern und die Zwange- 
anleihe aufzubringenden Betrag hinaus mittels Kredi t= 
operationen der verschiedensten Art zu vermehren, Alle 
solche MaSnahmen müssen aber dazu führen, daf, die öffent- 
liche Hand mehr Kaufkraft crhilt als sie nach dem den 
Mindestbedarf der Bevölkerung berücksichtigenden Plan 
bekommen kann, und daß infolgedessen die Versorgung der 
Zivilbevölkerung durch steigende Preise oder iibermé ‘i ge 
Verknappung der wichtigsten Bedarfsgüter unerträglich 
geschnälert wird. 

Derartige Manx Tenen können deshalb wohl nur für 
eine letztc, zeitlich eng begrenzte, ungeheure Anstren- 
gung vorbercitet werden, bei der der Zivilbevölkerung 
auch schwerste. Versorgungsstérungen zugemtet werden 
müssen. | 

Die Tatsache, daß im Jahre 1914 gewisse inflatori- 
sche Maßnafmen mit Erfolg a angewandt worden sind, könnte 
ähnliche Schritte im gegenw‘ irtigen Augenblick schwerlich 
rechtfertigen. Denn die Verhältnisse lagem im Jahre 1914, 
ganz anders als heute. Jm Jahre 1914 zogen wir in den 
Krieg mit ciner Wirtschaft, die über reiche Kapazitäts- 
Menschen- und Rohstoffvorräte verfügte, deren Einsatz für 
den Krieg durch liaßnahmen der Kreditausweitung begünstigt 
wurde. Heute ist unsore Wirtschaft bereits kriegsmäßig 
auf das äusserste angespannt unc verfügt Über nennenswerte 
Reserven nicht mehr. Jede inflatorische Maßnahme kann 
demnach jetzt nur zu Verschicbun;on bei der Beteiligung 
der einzelnen Sektoren am Produktionsergebnis, nicht 
aber zu einer Erweiterung der Produktion selbst führen. 

Ergebnis: 

a) Für den öffentlichen Sektor ist aus der großdeutschen 
Volkswirtschaft im Kriege äußerstenfalle dic gleiche 
Leistung wie im Frieden herauszuholen. Bereits die Auf- 
rechterhaltung des Friedensanteils der öffentlichen Hand 
an der Erzeugung macht cinc Beschränkung des Verbrauchs 
um 18,5 % unter das Existenzminimum (Brüningzeit) not- 
wendig. 


Finanztechnisch 


= " | | | c Hop — | , 








8 + كسد هع‎ m, | | 
Finanztechnisch ist hierzu die Aufrechterhaltung 
“des Friedensnominaleinkommens der öffentlichen Hand 
aus Steuern und Anlcihea im Kriege nötig. 

b) Jnnerhalb des öffentlichen Sektors müssen die Anfor- 
derungen der Zivilressorts einschliesslich der Anfor- 
derungen der Lánder und Gemeinden rücksichtslos gekürzt 
werden, damit der llohrbedarf der Wohrnacht möglichst 
weitgehend befriedigt werden kann. 

c) Die Wehrmacht kann aus der großdeutschen Volkswirt- 
schaft im Kriege nachhaltig nur mit Leistungen im Rahmen 
des im Frieden auf den öffentlichen Sektor entfallenden 
Produktionsanteils - gekürzt um den Minimalbedarf der 
Zivilressorts - rechnen. Zur Deckung von Mehranforderun- 
gen der Wehrmacht muß die Wirtschaftskraft des Protek- 
torats und der im Laufe des Peldzuges zu erwerbenden 
Gebiete herangezogen werden; wie weit das mözlich ist, 
wird eine besondere Untersuchung ergeben. Dic Aufgabe 
der Kriegsfinanzierung wird hierdurch nicht berührt. 
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- An Arbeitskrüften für die Wirtschaft sind verfügbar: 


Frieden: 


Erwerbstátige Mánner 22,6 


Erwerbstätige Frauen 
12,8 = Mánner 


Zusammen der Wert von 
männlichen Arbeitskräften. 
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de lichen Hand ver- 


= (sor, ersonen einschl. 


alversicherten 15,5 
öffentlicher Bedarf Altreich 35 
Zuschlag für Ostmark und 


ffentlicher Gesantbedarf 
Großdeutschlands 


Für Erzeugerwirtschaft verfügbar 
Dazu: 


Persönlicher Bedarf der von der 
öffentlichen Hand Versorgten 


Gesamtausgaben der Bevölkerung 
Großdeutschlands 


Private Neuinvestitionen 


Verbrauchsausgaben der großdeutschen 
Bevölkerung einschl. der Ausgaben 
für die Unterhaltung des.Produktions- 
me die "Ersatzinvestitionen", 
die im Jahre 1938 rd. 6,5 Mia. 
erforderten. 


Gesamtbelastung der Erzeugerwirt- 
chaft durch den Staatsbedarf 
Steuern und Anleihen) 


Verbrauchseinschränkung 
Krieg gegen Frieden: 


Ib 


Friedeni 


103 


Sudetenland — 2,0 
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